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Gabi R*irncr
c/a Kießler
W*rlit:er §tr. §
1äüSS §erlin

An das
Amtsgericht Kreuzberg
Hallesches Ufer 62
10363 Berlin

Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung nach dem Gewaltschutzgesetz

Antragstellerlin:

Frau Herr

gegen

Antragsgegnerlin

Frau Herr
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Ü Durch einstweilige Anordnung sollgemäß § 2 Gewaltschutzgesetz (GewSchG)
bestimmt werden, dass d. Antragsgeg. vorläufig die gemeinsam genutzte
Wohnung in

d. Antragst, sofort zur alleinigen Benutzung zu überlassen, die Wohnung sofort
zu verlassen und dass d. Antragsgeg" d. Antragst. sämtliche zur Wohnung
gehörenden Schlüssel herauszugeben hat.

ffi Durch einstweilige Anordnung soll gemäß § 1 Gewaltschutzgesetz
(GewSchG) bestimmt werden, dass d. Antragsgeg. es vorläufig zu unterlassen
hat,
die Wohnung d. Antragst. in

3§.S§§§qrlir, t§rJr§sr §1r- .*... ."

zu betreten und sich im Umkreis von 50 Metern der Wohnung d. Antragst"
aufzuhalten,

ffi sich der Arbeitsstelle d. Antragst. in

Ynies§§tlr*ql §p.ss \,3q1§3, §utflü§ri{älr..},, 1§§§T..§q|!rn,., "". .

auf eine Entfernung weniger als 50 Meter zu nähern,

ffi in irgendeiner Form Verbindung z. Antragst. etwa durch Ansprache,
Telefonat, Fax. E-Mailoder §MS aufzunehmen,

m sonst ein Zusammentreffen mit d. Antragst. herbeizuführen und slch d
Antragst. weniger als 50 Meter zu nähern bzw. beieinem zufälfigen
Zusammentreffen diesen Abstand nicht sofort wieder herzustellen.

Gründe für meinen Antrag:

m Z,Ur SchilderuJlq des aktlreilen -Vorfalls v*rweise ich auf die beigefügte Anlage

m lch habe am ...+ts-br§{.{3'it$l.u.,.$§.§§slsr:;r.isr,1...... Anzeige beider Folizei\üsgen

erstattet. Diese betrifft den aktuellen Vorfall.

Die Vorgangsnummer lautet:........

Eine Kcpie der Bestätigung der Aufnahme der Anzeige

il habe ich beigefügt"
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Ü reiche ich unaufgefordert nach
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ü D. Antr*gsteller/in wird Verfahrenskostenhilfe bewilligt.
D. entsprechenden Unterlagen

m werden unaufgefordert nachgereicht. il liegen an.
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il Die Polizei hat ein Betretunqsver§ot der Wohnung für d. Antragsgegner/in
wegen des aktuellen Vorfalls ausgesprochen.

Ll JA, bis zum NEIN

lch lebe mit d. Antragsgegner/in dauerhaft zusammen

n JA, seit dem ......... I NEIN

M JA, aber seit dem .,"...J.S,.1.ä,?.üAS. ". , . . ..........nicht mehr.

ffi Vor dem nachfolqend qeqchilgterten konkreten Vorfall gab es bereits
Probleme. D. Antragsgegnerlin hat mich in der Vergangenheit

t] geschlagen Wann:

bedrohU

krs$lsl

Wie häufig:

Verletzungen

Wann.

Wie häufig:

§ieh* b*i{reg*nde div*}ise e*§ells yon Herrn Rsirnsr an
. $.r1{ss§!qllqri{i..... ". "......

Art der
Bedrohung/
welche Worte

Feld zur Niederschrift der Gründe (aktueller Vorfall):
*ie *r*t* einstw*i§igm Areord*ung vrurde arr '!S.Sä.§*ä$ erlmssen. Äx 1*4 f 2ä§5/ä5"
ütilt§gk*§t bis 1S ü§.äüä§^
§iner Velläsüer§$1§ *er ü*waltx*hutx*nurdun6, $chr*iben uorrl ä4.üf":ü2S k**nte w*gen Frixt-
überschr*ilung nicht verlängert werden" §iehe Anlage §chreib*n vcm 3ü.CIS.2S25.
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Wann fand der aktuelle Vorfall statt?

wo fand er statt? Slle* llltt"S§§.!*i§l§g§

Wie sieht die aktuelle ßelästigung aus? * bitte genau schildern *
( z 3 könrerlictre Gewelt durch §chlagen womit wohin, dulcl) Boxen, wohirr, Schuhsen wosegen usw., werfen fiil welchrlo
Ce$efislände[ wshin] vert]alg Bedröhunq mündlich oder/ und in f omr von SL4S. Teleton usü,. rn,l \,r€lchem lnhalt, Beleidigungen
welchem l§lhali usw.)

Nach Ablauf der *instw*ilig*n An*rd**n$$ wur$#w*rde ich weit*rhin ohne l"jnterlass mrt
t-Mails belastrgt.
$i*he §*hr*rben an dss AG Krau*berg, Abt. Farnilienangelegenh*ilen zum Äz 164 F ?2§3/25 vom
1 4.S3.?§25, üS. CI§":0?5, r §.05.ä0:5. S3 $S"?025, 24.S7"ä025

AnäaEen: §talkingprotoll und §-Mails vor Ablauf der ernstwerlrgen Anordnr.lng
§ta§ki*gprot*kolle *** §-Mai§s xa*h Äbl*uf der *in*tw*iligen Anordnung
Auflistung bereit*, erstatteter §trafa*a*rgen hei der ßerliner Polixei

fin Antrag auf l'lärthltscheidung wurd* ar^n 11-S8.]025 v*n rneiner Rechtanwä]lin Frau
l,licole M{iller. {lhr leic*en &1125 $§14882), beim A§ Kreuzberg Äbteilung Famillenangelegenheiten,
per h*4. sinEermicl'lt.

I lch reiche folgende Anlagen als Beweis ein

äräliches Attest vom

t {Ä,t I
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ln Kenntnis der Strafbarkeit einer falschen eidesstattlichen Versicherung
versichere ich hiermit die Richtigkeit und Vollständigkeit meiner Angaben.

Gesetzestext § 1 56 Strafgesetzbuch :

§ 156 SIGB
,.Wer vor einer zur Abnahme eiher Versicherung än Eides Statt zuständigen Behörde eine solche
Versicherung falsch abgibt oder unter Berufung auf eine solche Versicherung falsch aussagt, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft..,

Berlin, den s8.s§"?ü2s

üät*, lL*
Unterschrifl.{. nntragit.
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